
Wir schlagen diesem Hohen Hause vor, diesem Gesetzentwurf 
Zustimmung zu geben. Die Beschlußempfehlung schließt je­
doch ein, daß die Belegungsrechte auf dem wohnungspoliti­
schen Teilgebiet der DDR für den Übergangszeitraum bis 31.12. 
1995 im Einigungsvertrag festgeschrieben werden und daß die 
im Beschluß des Ministerrates geforderten Verwaltungsvor­
schriften zum Inkrafttreten 1. September 1990 vorliegen.

Das betrifft gleichermaßen das erforderliche Wohngeldgesetz. 
Ich danke.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Gestatten Sie zwei Anfragen?

Börner (PDS):

Herr Abgeordneter! Zwei Fragen, eine zum Paragraph 5 
Abs. 7. Da hätte ich die Frage, ob es nach dieser Formulierung 
möglich ist, eine Räumung durchzusetzen, ohne daß ein anderer 
Wohnraum zur Verfügung steht für die Mieter, und zum Para­
graph 6 Abs. 2 die Frage, welches sind die Kriterien für die Be­
schreibung: ausreichende Größe und besondere Bedürfnisse, so 
wie es im Gesetz jetzt bezeichnet wird?

Wagner, Berichterstatter des Ausschusses für Bauwesen, 
Städtebau und Wohnungswirtschaft:

Zur zweiten Frage: Diese Kriterien werden mit einer Durch­
führungsverordnung des Ministeriums ganz konkret geregelt. 
Diese Vorschrift ist schon erarbeitet und wird voraussichtlich 
bis zum Dezember auch hier vorliegen beziehungsweise nach­
her verabschiedet sein.

(Von der PDS: die erste Frage?)

Die erste Frage können Sie bitte noch einmal wiederholen?

(Börner, PDS: Ob eine Räumung damit auch möglich ist, oh­
ne daß für den Mieter eine andere Wohnung zur Verfügung 
steht?)

Nein, der Kündigungsschutz besteht nach wie vor und ist ein­
deutig auch gesetzlich geregelt.

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Bitte, stellen Sie ihre Frage.

Frau Dr. Fischer (PDS):

Herr Abgeordneter! Teilen Sie meine Meinung oder nicht, ob 
das für Sie auch problematisch ist, der § 2 Abschnitt 2? Der Verfü­
gungsberechtigte hat das Recht, aus mindestens drei wohnbe- 
rechtigten Wohnungssuchenden auszuwählen. Mir geht es da­
bei um ein ganz spezielles Problem, um die Kinderfreundlich­
keit, die in der BRD ja auch nicht allzu groß ist. Wir hatten also 
auch jetzt schon in der Praxis Probleme mit der Wohnungsbele­
gung mit mehreren Kindern. Was meinen Sie, wen dort der Ver­
fügungsberechtigte dann auswählt?

Wagner, Berichterstatter des Ausschusses für Bauwesen, 
Städtebau und Wohnungswirtschaft:

Dazu gibt es eine ganz klare Antwort. Wir binden 60 % unseres 
Wohnungsbestandes insgesamt als soziale Wohnungen, und die 
Kommune hat das Recht, im Direktbezug Wohnungen festzule­
gen, wo sich der Verfügungsberechtigte entscheiden soll, ob die 
Kommune auch diese Wohnungen entsprechend belegen kann; 
und damit ist das ausgeschlossen.
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Aber zumindestens müssen wir das Recht einräumen, daß 
mindestens drei Wohnungsanträge dem Verfügungsberechtig­
ten zur Auswahl zur Verfügung gestellt werden. Das ist einfach 
rechtlich notwendig.

(Zwischenfrage Frau Dr. Fischer, PDS: Wird das dann in Form 
eines Gesetzes sein oder wird es dann in Form einer Verordnung 
oder Durchführungsbestimmung sein? Die kann man jederzeit 
ändern.)

Die Kommune kann im Territorium entscheiden, welche Woh­
nungen sie in Anspruch nimmt. Das wird gesetzlich nicht gere­
gelt. Das wird in den verschiedenen Territorien auch unter­
schiedlich sein, wieviel Wohnungen dort im sozialen Bereich zur 
Verfügung stehen.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Ich danke Herrn Abgeordneten Wagner für die Begründung. 
Es liegt ein Ergänzungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne 
vor. Ich gehe davon aus, daß er Ihnen vorliegt. Ich werde ihn auf 
Grund der Kürze selbst verlesen. Die Volkskammer möge be­
schließen: § 6 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: Ich lese den gesam­
ten Paragraphen vor,

“Die Bescheinigung über die Wohnberechtigung ist einem 
Wohnungssuchenden von der zuständigen Stelle auf Antra 
zu erteilen, wenn er nach dem geltenden Recht volljährig ist

und jetzt wird angefügt:

“und seinen ständigen Wohnsitz in der Zeit bis 18. März 1990 
auf dem Territorium der DDR hatte bzw. hat.“

Begründung: Mit der vorgeschlagenen Regelung wird eine Si­
cherung in bezug auf die Bereitstellung sozialen Wohnraumes 
ausschließlich für Bürger bzw. ehemalige Bürger der DDR ge­
währleistet. Anderen Bürgern steht für die Befriedigung ihrer 
Bedürfnisse der private Wohnungsmarkt offen.

Wird dazu noch das Wort gewünscht? - Dann bitte ich einen Ver­
treter von Bündnis 90/Grüne, die Beantwortung zu übernehmen.

Frau Grabe (Bündnis90/Grüne):

Ich würde gern die Begründung selber vortragen.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Bitte schön.

Frau Grabe (Bündnis 90/Grüne):

Mit der vorgeschlagenen Regelung wird eine Sicherung in be­
zug auf die Bereitstellung sozialen Wohnraumes ausschließlich 
für Bürger bzw. für ehemalige Bürger der DDR gewährleistet. 
Anderen Bürgern steht es frei, für die Befriedigung ihrer Be­
dürfnisse den privaten Wohnungsmarkt zu nutzen. Es geht hier 
um Schadensbegrenzung; denn die Streichung des vom Ministe­
rium vorgeschlagenen Termins - 18.3.1990 - durch den Bauaus­
schuß hält die Fraktion Bündnis 90/Grüne für einen gravieren­
den Fehler.

Ich bezweifle, daß man sich über die Tragweite klar war. Die 
Fassung, die vom Ausschuß vorgeschlagen wird, ist eine direkte 
Aufforderung an alle Wohnungssuchenden Europas, sich in der 
DDR einen Wohnberechtigungsschein zu besorgen. Vielleicht 
bekommen sie sogar eine Wohnung. Nur gewählt werden oder 
selber wählen dürfen sie bei uns nicht. Aber das kann man oder 
frau vernachlässigen; denn ein Dach über dem Kopf ist mehr 
wert als aktives und passives Wahlrecht.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die gegenwärtig 
noch geltende Wohnraumlenkungsverordnung ersetzt werden.


